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Mündliche Anfrage des Abgeordneten Eike Hallitzky, Bündnis 90 / Die Grünen 
 
„Angesichts der Tatsache, dass zwischen 2000 und 2006 rund 500 Millionen Euro an EU-
Mitteln zur Förderung der regionalen Wirtschaftsstruktur in das strukturschwache ostbaye-
rische Grenzland (sog. Ziel II-Förderung) geflossen sind, frage ich, ob die für den Zeitraum 
von 2007 bis 2013 insgesamt für Bayern vorgesehenen Ziel II-Fördermittel in Höhe von 
knapp 500 Millionen (incl. 75 Mio. Euro Grenzlandaufstockung) ebenfalls nahezu vollstän-
dig ins ostbayerische Grenzland fließen werden oder ob diese strukturschwache Region 
zugunsten der Finanzierung von Clustern oder anderer Maßnahmen auf einen Teil der 
Fördermittel verzichten muss?“ 
 
 
Beantwortung durch Staatssekretär Hans Spitzner 
 
Bayern wird für ein Ziel-2-Nachfolgeprogramm 2007 - 2013 rd. 400 Mio. Euro erhalten. 

Hinzu kommt eine EFRE-Sonderzuweisung für bayerische Grenzregionen in Höhe von 75 

Mio. Euro. Im Gegensatz zum laufenden Ziel-2-Programm wird der Einsatz der EU-Mittel 

in der Förderperiode 2007 - 2013 ohne eine von der EU-Kommission vorgegebene Ge-

bietskulisse erfolgen können. Bayern strebt aber eine deutliche regionale Konzentration 

zugunsten der Entwicklung der strukturschwachen Gebiete entlang der ostbayerischen 

Grenze zur Tschechischen Republik und den neuen Ländern an. Die Bayerische Staats-

regierung hat sich durch ihren Einsatz für die Berücksichtigung der Grenzregionen in der 

Strukturpolitik bereits zu einer schwerpunktmäßigen Grenzregionenförderung im neuen 

Programm bekannt. 

 

Es wird zusätzlich darauf hingewiesen, dass zwischen 2000 und 2006 insgesamt rund 238 

Mio. Euro an Ziel-2-Mitteln für die bayerischen Ziel-2-Gebiete (Grenzstreifen zur Tschechi-

schen Republik einschließlich nördlicher Teile des Landeskreises Kronach sowie die Stadt 

Schweinfurt und Teile der Städte Nürnberg und Fürth) zur Verfügung gestellt werden. 

Rund 262 Mio. Euro sind für die sog. Phasing-Out-Gebiete vorgesehen. Die Phasing-Out-

Gebiete erstrecken sich über alle sieben Regierungsbezirke. 

 
 
Es gilt das gesprochene Wort 


